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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. Dezember 1952 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestage? 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes betreffend den Noten- 
wechsel vom 19. und 28. Dezember 1951 zu dem 
Abkommen über Wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und den Vereinigten Staaten von Amerika 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Die Noten vom 19. und 28. Dezember 1951 sind abschriftlich bei- 
gefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für den Marshallplan. 

Der Bundesrat hat in seiner 98. Sitzung am 19. Dezember 1952 da- 
von abgesehen, gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu 
dem Gesetzentwurf Stellung zu nehmen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Drück: Bonner Ünlversitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 


betreffend den Notenwechsel vom 19. und 28. Dezember 1951 zu dem Ab- 
kommen über Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Dem Notenwechsel vom 19. und 28. De- 
zember 1951 zu dem Abkommen über Wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika vom 15. De- 
zember 1949 (Bundesgesetzbl. 1950 S. 9) wird 
zugestimmt. 


Artikel II 

(1) Der Notenwechsel wird nachstehend 
mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Er tritt mit Wirkung vom 28. Dezem- 
ber 1951 in Kraft. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


I. 

Am 19. und 28. Dezember 1951 hat zwischen 
dem amerikanischen Hohen Kommissar und 
Sondervertreter für Deutschland der Ver- 
waltung für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(MSA) und dem Herrn Bundeskanzler der 
als Anlage zum Gesetz vorgelegte Noten- 
wechsel stattgefunden. Ihm liegt folgender 
Tatbestand zugrunde: 

Die der Bundesrepublik auf Grund des Bila- 
teralen Abkommens vom 15. Dezember 1949 
zufließende amerikanische Wirtschaftshilfe 
wird seit dem 1. Juli 1951 nach den Vor- 
schriften des amerikanischen Gesetzes über 
gegenseitige Sicherheit von 1951 (Mutual Se- 
curity Act 1951, Abgek.: MSA) gewährt. Der 
MSA hat eine Reihe von Bestimmungen des 
EGA (Gesetz über Wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit, Economic Cooperation Act, 
1948), auf Grund dessen seinerzeit das Bila- 
terale Abkommen vom 15. Dezember 1949 
geschlossen worden ist, abgeändert. Insbe- 
sondere hat der MSA die bisherige Ziel- 
setzung des EGA ergänzt, indem er die im 
MSA ^ 2 Abs. 1 formulierten Ziele des MSA 
ausdrücklich in die Zielsetzung des EGA ein- 


bezieht (MSA § 2, Satz 2). Sodann verlangt 
der MSA als Voraussetzung für die Fort- 
setzung der technischen und wirtschaftlichen 
Hilfe eine Bereitschaftserklärung des Emp- 
fangslandes, gegenseitig vereinbarte Maßnah- 
men zur Beseitigung Internationaler Span- 
nungen zu ergreifen (MSA § 511, Ziffer b). 

Der Notenwechsel bezweckt die Anpassung 
des Bilateralen Abkommens vom 15. De- 
zember 1949 an die durch den MSA vor- 
geschriebenen Änderungen und die Herbei- 
führung der nach dem MSA erforderlichen 
Voraussetzungen weiterer amerikanischer 
Hilfeleistung. Insbesondere bekennt sich die 
Bundesrepublik In Ziffer 1 des Notenwechsels 
ausdrücklich zu der in MSA § 2 festgelegten 
neuen Zielsetzung des EGA und verpflichtet 
sich, die nach MSA § 511 Ziffer (b) gemein- 
sam zu vereinbarenden Maßnahmen zu er- 
greifen. Da die Frage der Ratifikations- 
bedürftigkeit des Notenwechsels bis zum 
Zeitpunkt des Austausches der Urkunden 
nicht abschließend geklärt werden konnte, ist 
— im Einvernehmen mit der Gegenseite — 
in die deutsche Antwortnote vom 28. De- 
zember 1951 ein Ratifikationsvorbehalt auf- 
genommen worden. 



II. 

Das Bilaterale Abkommen vom 15. Dezem- 
ber 1949 Ist ordnungsmäßig gemäß Grund- 
gesetz Art. 59 Abs. 2 ratifiziert worden. Die 
Ratifizierung eines völkerrechtlichen Ver- 
trages deckt spätere zusätzliche Abmachun- 
gen zu diesem Vertrage, wenn der Haupt- 
vertrag solche künftigen Vereinbarungen aus- 
drücklich mitumfaßt. Spätere zusätzliche Ab- 
machungen sind jedoch nur insoweit gedeckt, 
als sie sich im Rahmen des Vertragsinhalts 
des Hauptvertrages bewegen und diesen Ver- 
tragsinhalt nicht im Sinne einer der beiden 
Im Grundgesetz Art. 59 Abs. 2 vorgesehe- 
nen Möglichkeiten verändern. 

Nach der ausdrücklichen Bestimmung des 
Artikels I Ziffer 1 des Bilateralen Abkom- 
mens umfaßt dieses Abkommen auch die da- 
zu gehörenden Abänderungs- und Ergän- 
zungsgesetze sowie die darauf gegründeten 
Bewilligungsgesetze. Der MSA ist als ein sol- 
ches Abänderungs- bzw. Ergänzungsgesetz 
anzusehen; er stipuliert insbesondere die 
Voraussetzungen, von deren Annahme durch 
die Teilnehmerländer die Fortsetzung der 
Ihnen gewährten Wirtschaftshilfe abhängig 
gemacht wird. Diesen Voraussetzungen tut 
die Bundesrepublik durch den Notenwechsel 
Genüge, Indem sie sich in seiner Ziffer 1 zur 
neuen Zielsetzung der EGA bekennt und zur 
Ergreifung der Maßnahmen nach MSA § 511 
Ziffer b verpflichtet. Die Ratifikations- 
bedürftigkeit des Notenwechsels hängt von 
der Prüfung der Frage ab, ob die durch den 
Notenwechsel begründeten Verpflichtungen 
der Bundesrepublik sich noch Im Rahmen 
der Verpflichtungen des Bilateralen Abkom- 
mens halten oder ob sie eine Neuregelung 
der politischen Beziehungen des Bundes im 
Sinne des Art. 59 Abs. 2 GG darstellen. 

Im Gegensatz zu der nach MSA § 511 (a) 
gewährten Hilfe, die militärische und wirt- 
schaftliche Hilfe umfaßt, beschränkt sich die 
der Bundesrepublik gewährte Hilfe des 
§ 511 (b) — wie die Hilfeleistungen des EGA 
— auf eine Wirtschaftshilfe. Die nach MSA 
§ 511 (b) erforderlichen Erklärungen der 
Bundesrepublik verleihen für sich genommen 
dieser Wirtschaftshilfe noch keinen poli- 
tischen Gharakter. Die auf Grund des MSA 
§ 511 (b) zu ergreifenden Maßnahmen müs- 
sen gegenseitig vereinbart sein. Die Bundes- 
republik begibt sich daher mit dem Noten- 
wechsel noch nicht der Freiheit ihrer poli- 
tischen Entscheidung. 


Die Erklärung gemäß MSA § 511 (b) ist je- 
doch in Ziffer 1 Satz 1 des Notenwechsels 
verknüpft mit dem Bekenntnis der Bundes- 
republik zu der im MSA § 2 enthaltenen 
neuen Zielsetzung. Nach MSA § 2 Ist der 
Zweck der nach diesem Gesetz gewährten 
Hilfeleistungen außer der Aufrechterhaltung 
der Sicherheit audi die Stärkung der Außen- 
politik der Vereinigten Staaten; die Hilfe- 
leistung erfolgt In der Absicht, die gegen- 
seitige Sicherheit und die individuellen und 
kollektiven Verteidigungsmöglichkeiten der 
freien Welt zu fördern, die Kräfte der be- 
freundeten Länder, zu denen In diesem Zu- 
sammenhang auch die Bundesrepublik gehört, 
nicht nur In Ihrem eigenen Interesse, sondern 
auch im nationalen Interesse der Vereinigten 
Staaten zu entwickeln und die wirkungsvolle 
Beteiligung jener Länder an dem System 
der Vereinten Nationen für kollektive 
Sicherheit zu erleichtern. 

Die Verkoppelung der für die Wirtschafts- 
hilfe geforderten Erklärung mit diesem 
politischen Bekenntnis, die In Ziffer 1 des 
Notenwechsels durch Zusammenfassung in 
einem Satz auch äußerlich zum Ausdruck 
kommt, verleiht der auf Grund des MSA 
gewährten wirtschaftlichen Hilfeleistung ein 
politisches Moment. Ohne das Bekenntnis zu 
MSA § 2 wird die Wirtschaftshilfe nicht ge- 
geben. Die Wirtschaftshilfe Ist dadurch in ge- 
wissem Grade gebunden an die politische 
Zielsetzung. 

Die gegenüber dem EGA wesentlich engere 
Bindung der Bundesrepublik an die Politik 
der Vereinigten Staaten, die durch den 
Notenwechsel eingeleitet wird, muß als eine 
Regelung der politischen Beziehungen des 
Bundes betrachtet werden. Daraus folgt ge- 
mäß Grundgesetz Art. 59 Abs. 2 die Not- 
wendigkeit der Ratifizierung des Noten- 
wechsels. 

Zu dem gleichen Ergebnis ist der 7. Ausschuß 
des Bundestages (Ausschuß für das Be- 
satzungsstatut und Auswärtige Angelegen- 
heiten) gelangt, der um eine Äußerung ge- 
beten worden war. 


in. 

Zu den einzelnen Ziffern des Notenwechsels 
Ist folgendes zu bemerken: 

Zu Ziffer 1: 

Vgl, Begründung unter 11. 
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Zu Ziffer 2: 

Nach Ziffer 2 können die Vereinigten Staa- 
tei die Beträge des zu ihrer Verfügung 
stehenden 5 Vo-Gegenwert-Kontos in jedem 
Gebiet verwenden. Bisher durften diese Be- 
träge nur im Empfangsland, d. h. innerhalb 
der Bundesrepublik verausgabt werden. Die 
Neuregelung hat zur Folge, daß für diese 
Beträge gegebenenfalls Devisen bereitgestellt 
werden müssen; doch dürfte nach einer Er- 
klärung der MSA-Mission nur oder fast nur 
die Bereitstellung von Devisen von Teil- 
nehmerländern der E2U in Frage kommen. 
Die Neuregelung gilt nach einer Entschei- 
dung der MSA-Mission nur für Betrage, die 
nach dem 1. Juli 1951 auf das 5 Vo-Gegen- 
wert-Konto eingezahlt wurden, nicht auch 
für Beträge, die am 30. Juni 1951 bereits auf 
diesem Konto vorhanden waren. 

Zu Ziffer 3: 

Nach Ziffer 3 können die Gegenwertmittel 
auch zur Förderung der Auswanderung über- 
schüssiger Arbeitskräfte in unterentwickelte 
Gebiete eingesetzt werden. Diese Klausel ist 
von geringer praktischer Bedeutung. 

Zu Ziffer 4: 

Nach Ziffer 4 wird der Zeitpunkt der Ver- 
fügung über Restbestände des ERP-Sonder- 
kontos vom 30. Juni 1952 auf den Zeitpunkt 
der Beendigung der MSA-Wirtschaftshilfe 
hinausgeschoben. Diese Bestimmung ergibt 


sich aus der Weiterführung der Wirtschafts- 
hilfe durch den MSA. 

Zu Ziffer 5; 

In Ziffer 5 verpflichtet sich die Bundesrepu- 
blik, die von den Vereinigten Staaten ge- 
währte Wirtschaftshilfe unter gewissen Vor- 
aussetzungen von jeder Art der Beschlag- 
nahme oder Pfändung freizustellen. Die Prü- 
fung dieser Bestimmung durch den BJM hat 
ergeben, daß die Bundesrepublik dieser Ver- 
pflichtung ohne Inanspruchnahme der Bun- 
desgesetzgebung nachkommen kann. 

Zu Ziffer 6: 

Ziffer 6 beseitigt für die nach dem l.Juli 
1951 gewährte Wirtschaftshilfe die Bestim- 
mung; des Artikels I Ziffer 3 Satz 1, wonach 
jede amerikanische Hilfeleistung eine Forde- 
rung (claim) gegen Deutschland begründet. 
Die künftige amerikanische Hilfe wird der 
Bundesrepublik in derselben Form gewährt 
wie den übrigen Teilnehmerstaaten; nur ein 
Teil wird als Anleihe (Loan), der größere 
Teil wird als Schenkung (Grant) gegeben. 
Demgemäß hat die Bundesrepublik von der 
im Fiskaljahr 1951/52 gewährten Wirtschafts- 
hilfe einen Betrag von 89,1 Mio US $ als Schen- 
kung, den Rest in Höhe von 16,9 Mio US $ 
als Anleihe erhalten. Auf das Gesetz über die 
Aufnahme eines Kredites durch den Bund im 
Rahmen der von den Vereinigten Staaten 
von Amerika gewährten Wirtschaftshilfe 
vom 23. Mai 1952 (BGBl. 1952 S. 301) wird 
verwiesen. 


Mutual Security Act of 1951 
Sec. 2. 

The Congress declares it to be the purpose 
of this Act to maintain the security and to 
promote the foreign policy of the United 
States by authorizing military, economic 
and technical assistance to friendly coun- 
tries to strengthen the mutual security and 
individual and collective defenses of the free 
world, to develop their resources in the In- 
terest of their security and independence 
and the national interest of the United States 
and to facilitate the effective participa- 
tion of those countries in the United Na- 


Auszugsweise Übersetzung 
des 

Gesetzes über Gegenseitige Sicherheit 
von 1951 

§ 2 

Der Kongreß erklärt als Zweck dieses Ge- 
setzes die Aufrechterhaltung der Sicherheit 
und die Stärkung der Außenpolitik der Ver- 
einigten Staaten durch Genehmigung der 
Gewährung militärischer, wirtschaftlicher 
und technischer Hilfe an befreundete Län- 
der in der Absicht, die gegenseitige Sicher- 
heit und die individuellen und kollektiven 
Verteidigungsmöglichkeiten der freien Welt 
zu fördern, ihre Kräfte im Interesse ihrer 
Sicherheit und Unabhängigkeit und im 
nationalen Interesse der Vereinigten Staaten 
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tions System for collective security. The pur- 

poses of the Economic Cooperation 

Act of 1948, as amended (22 U.S.C. 1501 — 
1522) shall hereafter be deemed to include 
this purpose. 


Eligibility for Assistance 
Sec. 511 

(a) 

(b) No economic or technical assistance shall 
be supplied to any other nation unless 
the President finds that the supplying of 
such assistance will strengthen the se- 
curity of the United States and promote 
world peace, and unless the recipient 
country has agreed to join in promoting 
international understanding and good 
will, and in maintaining world peace, 
and to take such action as may be mutu- 
ally agreed upon to eliminate causes of 
International tension. 


zu entwickeln und die wirkungsvolle Betei- 
ligung dieser Länder an dem System der Ver- 
einten Nationen für kollektive Sicherheit 
zu erleichtern. Dieser Zweck gilt nunmehr als 

einbegriffen in die Ziele des Gesetzes 

für Wirtschaftliche Zusammenarbeit (Econo- 
mic Cooperation Act) von 1948, geänderte 
Fassung (22 U.S.C. 1501—1522) 


Bedingungen für die Gewährung von Hilfe 
§ 511 

(a) 

(b) Technische oder wirtschaftliche Hilfe darf 
anderen Nationen nur dann gewährt 
werden, wenn der Präsident feststellt, daß 
die Gewährung einer solchen Hilfe die 
Sicherheit der Vereinigten Staaten stärkt 
und den Weltfrieden fördert, und wenn 
das Empfangsland sich bereit erklärt hat, 
an der internationalen Verständigung zur 
Aufrechterhaltung des Weltfriedens mit- 
zuarbeiten, und diejenigen Maßnahmen 
zu ergreifen, die weAselseitig vereinbart 
werden, um die Ursachen internationaler 
Spannungen zu beseitigen. 



Abschrift 

Office of the United States High Commis- 
sioner for Germany 
and 

Special representative of the Economic 
Cooperation Administration for Germany 

December 19, 1951 

His Excellency 

The Chancellor of the 
Federal Republic of Germany 
Palais Sdiaumburg 
141 Koblenzer Strasse, 

Bonn 

Excellency: 

I have the honour to refer to conversations 
which have recently taken place between re- 
presentatives of our two governments relat- 
ing to the Economic Cooperation Agree- 
ment between the United States of America 
and the Federal Republic of Germany, signed 
at Bonn, December 15, 1949, as hereto- 
fore amended, and to the enactment by the 
Congress of the United States of the Mutual 
Security Act of 1951, Public Law 165, 82nd 
Congress. I also have the honor to confirm 
the understanding reached as a result of 
these conversations, as followsr 

l.The Government of the Federal Republic 
of Germany has expressed its adherence to 
the purposes and policies of the Economic 
Cooperation Act of 1948 as heretofore 
amended, including the Statement of pur- 
pose contained in Section 2 of the Mutual 
Security Act of 1951, and reaffirms that, 
along with the Government of the United 
States of America, it is firmly committed 
to join in promoting international under- 
standing and good will and in maintaining 
World peace and to take such action as 
may be mutually agreed upon to eliminate 
causes of international tension. Whenever 
reference is made in any of the articles of 
such Economic Cooperation Agreement 
to the Economic Cooperation Act of 1948, 
such reference shall be construed as mean- 
Ing the Economic Cooperation Act of 
1948 as heretofore amended. 


Übersetzung 
104—01 I Spr. 5877/51 

Amt des Hohen Kommissars der Vereinigten 
Staaten für Deutschland 
und 

Sondervertreter der Verwaltung für Wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit für Deutschland 

19. Dezember 1951 

Seiner Exzellenz 

dem Bundeskanzler der 
Bundesrepblik Deutschland 

Bonn 

Koblenzer Straße 141 
Exzellenz, 

Ich beehre mich, auf Besprechungen Bezug 
zu nehmen, die vor kurzem zwischen unseren 
beiden Regierungen betreffend das am 
15. Dezember 1949 in der damals geltenden 
Fassung Unterzeichnete Abkommen über 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit der Ver- 
einigten Staaten von Amerika und der Bun- 
desrepublik Deutschland und den Erlaß des 
Mutual Security Act of 1951, Public Law 
165, 82nci Congress durch den Kongreß der 
Vereinigten Staaten stattfanden. Ich beehre 
mich ferner die bei diesen Besprechungen er- 
zielten Vereinbarungen wie folgt zu be- 
stätigen: 

1. Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland hat ihr Bekenntnis zu den 
Zwecken und Richtlinien des geänderten 
Gesetzes über die Wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit von 1948 einschließlich der in 
Teil 2 enthaltenen Zweckerklärung des 
Gesetzes über gegenseitige Sicherheit von 
1951 zum Ausdruck gebracht und bekräf- 
tigt erneut, daß sie wie die Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika sich fest 
verpflichtet fühlt, an der Förderung inter- 
nationaler Verständigung und guten Wil- 
lens sowie an der Aufrechterhaltung des 
Weltfriedens teilzunehmen und alle etwa 
vereinbarten Maßnahmen zur Beseitigung 
der Ursachen internationaler Spannungen 
zu ergreifen. Wird in einem der Artikel 
des genannten 'Abkommens über Wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit (auf das Gesetz 
über Wirtschaftliche Zusammenarbeit) von 



2. Sums allocated to the use of the Govern- 
ment of the United States of America 
pursuant to paragraph 4 of Article IV of 
the Economic Cooperation Agreement 
may be used by the Government of the 
United States of America for its ex- 
penditures in any area. 

3. Paragraph 6 of Article IV of the Econo- 
mic Cooperation Agreement shall include 
expenditures for the encouragement of 
emigration from participating countries 
having permanent surplus manpower to 
areas, particularly the undeveloped and 
dependant areas, where such manpower 
can be effectively utilized. 

4. In Heu of the date referred to in par- 
agraph 7 of Article IV of the Economic 
Cooperation Agreement, the amount of 
unencumbered balances referred to in that 
paragraph shall be determined as of the 
date of the termination of the assistance 
program under this agreement. 

5. The two governments will establish pro- 
cedures whereby the Government of the 
Federal Republic of Germany will so 
deposit, segregate, or assure title to all 
funds allocated to or derived from any 
program of assistance undertaken by the 
Government of the United States so that 
such funds shall not be subject to garnish- 
ment, attachment, seizure or other legal 
process by any person, firm, agency, Cor- 
poration, Organization or government, 
when the Government of the Federal Re- 
public is advised by the Government of 
the United States that any such legal pro- 
cess would interfere with the attainment 
of the objectives of the program of 
assistance. 


6. The provisions of paragraph 3, Article I, 
shall not apply with respect to the 
assistance authorized after July 1, 1951, 
under this agreement. The terms and con- 
ditions applicable to such assistance shall 


1948 Bezug genommen, so ist diese Be- 
zugnahme so aufzufassen, als beziehe sie 
sich auf das Gesetz über Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit von 1948 in seiner ge- 
änderten Fassung. 

2. Gemäß Artikel IV Absatz 4 des Abkom- - 
mens über Wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit der Verwendung der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika zugewie- 
sene Beträge können von der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Amerika für 
Ausgaben in jedem Gebiet verwendet 
werden. 

3. Artikel IV Absatz 6 des Abkommens über 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit umfaßt 
Aufwendungen zur Förderung der Aus- 
wanderung aus den Teilnahmeländern mit 
ständigem Überschuß an Arbeitskräften 
nach Gebieten, insbesondere rückständigen 
und abhängigen Gebieten, in denen diese 
Arbeitskräfte wirksam verwendet werden 
können. 

4. Statt des im Artikel IV Absatz 7 des Ab- 
kommens über Wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit genannten Termins ist der in die- 
sem Absatz genannte unbelastete Über- 
schußbetrag entsprechend dem Zeitpunkt 
der Beendigung des Hilfsprogramms auf 
Grund dieses Abkommens festzusetzen. 

5. Die beiden Regierungen werden Verfahren 
schaffen, auf Grund derer die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland alle einem 
von der Regierung der Vereinigten Staa- 
ten unternommenen Hilfsprogramm zuge- 
wiesenen oder aus diesem stammenden Mit- 
tel so hinterlegt, trennt oder sicherstellt, 
daß derartige Mittel nicht der Beschlag- 
nahme, der Pfändung auf Grund eines 
Arrests, der Wegnahme oder einem an- 
deren gesetzlich zulässigen Verfahren 
seitens einer Person, Firma, Dienststelle, 
Genossenschaft, Organisation oder Regie- 
rung unterliegen, falls die Regierung der 
Bundesrepublik von der Regierung der 
Vereinigten Staaten die Mitteilung erhält, 
daß ein derartiges gesetzlich zulässiges 
Verfahren die Verwirklichung der Ziele 
des Hilfsprogramms beeinträchtigen 
würde. 

6. Die Bestimmungen des Artikels I Ab- 
satz 3 gelten nicht in bezug auf die auf 
Grund dieses Abkommens nach dem 
1. Juli 1951 genehmigte Hilfe. Die auf 
diese Hilfe anwendbaren Bestimmungen 
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bc thc subjcct of separate determination 
and the provisions of article IV shall apply 
only with respect to such assistance as may 
be furnished on a grant basls. 

Upon receipt of a note from your Govern- 
ment indicating that the foregoing pro- 
visions are acceptable to the Federal Re- 
public, the Government of the United 
States of America will consider that this 
note and your reply thereto constitute an 
agreement between the two governments 
on this subject which shall enter into force 
on the date of your note in reply. 

Accept, Excellency, the renewed assurances 
of my distinguished consideration. 

John J. MeCloy 
EGA Special Representative 


und Voraussetzungen unterliegen getrenn- 
ter Entscheidung, und die Bestimmungen 
des Artikels IV gelten lediglich in bezug 
auf die Hilfe, die gegebenenfalls als 
Schenkung gewährt wird. 

Nach Eingang einer Note Ihrer Regierung, 
aus der hervorgeht, daß die vorstehenden 
Bestimmungen für die Bundesrepublik an- 
nehmbar sind, wird die Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika der Auf- 
fassung sein, daß diese Note und Ihre Ant- 
wort darauf ein Abkommen zwischen den 
zwei Regierungen über diesen Gegenstand 
darstellen, das im Zeitpunkt, des Datums 
Ihrer Antwortnote in Kraft tritt. 

Schlußformel. 


gez. John J. MeCloy 
ECA-Sondervertreter 


Abschrift 

Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
318—07 II 15351/51 • 

Bonn, den 28. Dezember 1951 

Seiner Exzellenz 

dem Hohen Kommissar der 
Vereinigten Staaten von Amerika 

Herrn John J. MeCloy 

Bonn-Petersberg 

Herr Hoher Kommissar, 

In Ihrem Schreiben vom 19. Dezember 1951 
nehmen Sie Bezug auf Besprechungen, die 
vor kurzem zwischen unseren beiden Regie- 
rungen betreffend das am 15. Dezember 
1949 in der damals geltenden Fassung Unter- 
zeichnete Abkommen über Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika sowie dem Erlaß des 
Mutual Security Act of 1951, Public Law 


165, 82ncl Congress durch den Kongreß der 
Vereinigten Staaten stattgefunden haben. In 
Ihrem Schreiben haben Sie mir ferner die bei 
diesen Besprechungen erzielten Vereinbarun- 
gen wie folgt übermittelt; 

„1. Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland hat ihr Bekenntnis zu den 
Zwecken und Richtlinien des geänderten 
Gesetzes über die Wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit von 1948 einschließlich der in 
Teil 2 enthaltenen Zweckerklärung des Ge- 
setzes über gegenseitige Sicherheit von 
1951 zum Ausdruck gebracht und bekräf- 
tigt erneut, daß sie wie die Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika sich fest 
verpflichtet fühlt, an der Förderung inter- 
nationaler Verständigung und guten Wil- 
lens sowie an der Aufrechterhaltung des 
Weltfriedens teilzunehmen und alle etwa 
vereinbarten Maßnahmen zur Beseitigung 
der Ursachen internationaler Spannungen 
zu ergreifen. Wird in einem der Artikel 
des genannten Abkommens über Wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit auf das Ge- 
setz über Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
von 1948 Bezug genommen, so ist diese 
Bezugnahme so aufzufassen, als beziehe sie 
sich auf' das Gesetz über Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit von 1948 in seiner geän- 
derten Fassung. 
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2. Gemäß Artikel IV Absatz 4 des Abkom- 
mens über Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
der Verwendung der Regierung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika zugewiesene 
Beträge können von der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika für Aus- 
gaben in jedem Gebiet verwendet werden. 

3. Artikel IV Absatz 6 des Abkommens über 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit umfaßt 
Aufwendungen zur Förderung der Aus- 
wanderung aus den Teilnahmeländern mit 
ständigem Überschuß an Arbeitskräften 
nach Gebieten, insbesondere rückständigen 
und abhängigen Gebieten, in denen diese 
Arbeitskräfte wirksam verwendet werden 
können. 

4. Statt des in Artikel IV Absatz 7 des Ab- 
kommens über Wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit genannten Termins ist der in jenem 
Absatz genannte unbelastete Überschuß- 
betrag entsprechend dem Zeitpunkt der 
Beendigung des Hilfsprogramms auf Grund 
dieses Abkommens festzusetzen. 

5. Die beiden Regierungen werden Verfahren 
schaffen, auf Grund derer die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland alle einem 
von der Regierung der Vereinigten Staaten 
unternommenen Hilfsprogramm zuge- 
wiesenen oder aus diesem stammenden 
Mittel so hinterlegt, getrennt hält oder 
sicherstellt, daß derartige Mittel nicht der 
Beschlagnahme, der Pfändung auf Grund 
eines Arrestes, der Wegnahme oder einem 


anderen gesetzlich zulässigen Verfahren 
seitens einer Person, Firma, Dienststelle, 
Genossenschaft, Organisation oder Regie- 
rung unterliegen, falls die Regierung der 
Bundesrepublik von der Regierung der 
Vereinigten Staaten die Mitteilung erhält, 
daß ein derartiges gesetzlich zulässiges Ver- 
fahren die Verwirklichung der Ziele des 
Hilfsprogramms beeinträchtigen würde. 

6. Die Bestimmungen des Artikels I Absatz 3 
gelten nicht In Bezug auf die auf Grund 
dieses Abkommens nach dem 1. Juli 1951 
genehmigte Hilfe. Die auf diese Hilfe an- 
wendbaren Bestimmungen und Vorausset- 
zungen unterliegen gesonderter Entschei- 
dung und die Bestimmungen des Ar- 
tikel IV gelten lediglich in Bezug auf die 
Hilfe, die gegebenenfalls als Schenkung ge- 
währt wird.‘‘ 

Ich beehre mich. Eurer Exzellenz hiermit den 
Empfang dieses Schreibens zu bestätigen und 
mitzuteilen, daß Ich dem Inhalt Ihres 
Schreibens zustimme. 

Die Bundesregierung wird beschleunigt die- 
jenigen parlamentarischen Maßnahmen her- 
beiführen, die sich für die Durchführung der 
vorstehenden Bestimmungen als erforderlich 
erweisen könnten. 

Genehmigen Sie, Herr Hoher Kommissar, 
den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hoch- 
achtung. 


gez. Adenauer 



